
Die Koalitionsvereinbarung für die
zweite Legislaturperiode des rot/grünen
Senats enthält gegensätzliche Verspre-
chungen:
• Den Verfechtern der Schuldenbrem-

se in Bund und Ländern wird zuge-
sagt, den Bremer Haushalt um jähr-
lich über 100 Mio. Euro zu kürzen.
Hierzu sollen in den nächsten vier
Jahren 800 Stellen im Öffentlichen
Dienst gestrichen werden.

• Den Bremer Bürgern verspricht der
Senat gute Bildung, ökologischen
Wandel und sozialen Ausgleich.

Diese beiden Ankündigungen können
nach Auffassung der GEW nicht gleich-
zeitig eingehalten werden. 

Fehlende realistische Bestands-  
aufnahme
Zunächst fällt auf, dass die Ergebnisse
der letzten vier Jahre rot-grüner Regie-
rungsarbeit wie schon im Wahlkampf
beschönigt werden. Die erzielten „spür-
baren Erfolge“ in Bremen gegen die
richtig beschriebene zunehmende Un-
gleichheit der Lebenschancen in Bre-
men suchen wir in der Realität vergeb-
lich. Wir fordern eine ehrliche Be-
standsaufnahme der Situation!

Die Bremer Schulen: Eine unvollen-
dete Großbaustelle
Die rot/grüne Koalition hat in der ver-
gangenen Legislaturperiode eine Reihe
teils sinnvoller, teils unsinniger Groß-
projekte begonnen: Die Integration der
SI-Zentren in die Oberschule und der
Beginn der Inklusion werden von der
GEW im Grundsatz unterstützt. Die
Zerschlagung der Oberstufenzentren in
der Stadt Bremen haben wir abgelehnt.
Darüber hinaus wurde von rot-grün ver-
sprochen, mehr und bessere Ganztags-
schulen einzuführen und die Förderung
von Kindern mit Migrationshintergrund
zu verbessern. Schon in der letzten Le-
gislaturperiode reichte das Personal für
die Bewältigung der neuen Aufgaben
nicht aus. 
Zwar wurde der Stellenabbau der Gro-
ßen Koalition beendet, aber die Lehr-
kräfteversorgung war schon so stark ab-
gesenkt, dass Bremen weit hinter den
anderen Stadtstaaten zurück bleibt.

Aufgekündigte Versprechen
Unter der Überschrift „Eine gute Schule
benötigt eine gute Ausstattung und faire
Arbeitsbedingungen“ wird deutlich,
dass das Gegenteil geplant ist. Dort
heißt es: 

Impressum: 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Stadtverband Bremen. Bahnhofsplatz 22-28, Tel. 337640, Fax 3376430.

Information Juni 2011Information Juni 2011

Entwurf des Koalitionsvertrages

Personalkürzungen mindern die Qualität der Bildungseinrichtungen

Stellungnahme der GEW Bremen



„Dabei werden die Beiträge des Bil-
dungsbereichs zur Haushaltskonsolidie-
rung durch strukturell wirkende Maß-
nahmen im Volumen von jährlich 1,2 %
des Beschäftigtenvolumens so erwirt-
schaftet, dass die Unterrichtsversor-
gung nicht verringert und die Schulre-
form weiter verlässlich gestaltet wird.“
Im Bundesland Bremen arbeiten unge-
fähr 5.500 Lehrkräfte. Der angekündig-
te Abbau von 1,2 % jährlich bedeutet
eine Kürzung im Gegenwert von mehr
als 260 Stellen.
In den Schulen wird das zu Lasten der
Qualität gehen. Für kleine Klassen, ge-
nügend Unterricht, Sprachförderung,
Oberschulaufbau, Inklusion, Schul- und
Unterrichtsentwicklung vor Ort wird
mehr Personal gebraucht. Die demogra-
fische Rendite - also wegen sinkender
Schülerzahlen freiwerdende Ressourcen
- sollte dieses teilweise finanzieren.
Schon jetzt deutet sich an, dass der
Schülerrückgang in Großstädten wie
Bremen nicht so deutlich wie in Flä-
chenländern ausfallen wird. Trotzdem
will die Koalition die demografische
Rendite teilweise zu Kürzungen ver-
wenden, obwohl selbst Senatorin Jür-
gens-Pieper davor im Wahlkampf ge-
warnt hat.
Auf dem Dresdner Bildungsgipfel 2008
unterschrieb auch Bürgermeister Böhrn-
sen eine Erklärung, wonach die Ausga-

ben für Bildung und Wissenschaft auf
10 % des Bruttoinlandsprodukts gestei-
gert werden sollen. Statt der nötigen
Ausweitung der Bildungsfinanzierung
soll nun sogar der Konsens aufgekün-
digt werden, wenigstens nicht weiter zu
kürzen. Im bis 2018 geltenden „Bil-
dungskonsens“ hatten SPD, Grüne und
CDU vereinbart, die durch die demo-
grafische Rendite frei werdenden Res-
sourcen zur Verbesserung der Bildung
im Bildungshaushalt zu belassen. 

Begünstigung von Privatschulen
Unter der Überschrift „Schulvielfalt“
wird zunächst versprochen, Reforman-
träge öffentlicher Schulen zu unterstüt-
zen. In diesem Zusammenhang erwartet
die GEW, dass dabei keine bürokrati-
schen Hürden errichtet werden und sich
die Arbeitsbelastung der Pädagoginnen
und Pädagogen an diesen Reformschu-
len nicht erhöht.
Die weiteren Ausführungen zu Schulen
in freier Trägerschaft sind eine Einla-
dung zur Erhöhung der Privatschulquo-
te. Dieses lehnt die GEW ab, ebenso
wie die in Aussicht gestellte größere fi-
nanzielle Förderung dieser Schulen.
Angesichts der allgemeinen Kürzungs-
quote die Bildungsausgaben gerade bei
den sozial selektiven Privatschulen zu
erhöhen, ist schlicht unsozial.
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Fehlende Mitbestimmung
„Bürgerbeteiligung stärken“ ist zwar
ein Schlagwort der Koalitionsvereinba-
rung, konkrete Schritte zur Demokrati-
sierung der Bildungseinrichtungen sind
aber nicht benannt. Die GEW fordert,
dass das Schulverwaltungsgesetz der
Großen Koalition, das die Mitwirkungs-
rechte der Lehrkräfte, Eltern und Schü-
lerInnen weitgehend ausgeschaltet hat,
in der kommenden Legislaturperiode
novelliert wird. Das Ziel muss dabei die
Demokratisierung durch Stärkung der
Gremien und ihrer Kompetenzen sein.

Abbau auf Kosten der Beschäftigten
Die Aussagen zur Personalpolitik sind
eine Kampfansage an die Beschäftigten
des öffentlichen Dienstes. Die jährliche
Einsparquote von 1,2 % in den Schulen
und 1,5 % insgesamt wird bei Berück-
sichtigung notwendiger Tarif- und Be-
soldungserhöhungen zu einem noch hö-
heren Personal- und Leistungsabbau so-
wie zu Arbeitsverdichtung führen. Für
die GEW steht fest: So kann weder die
„Attraktivität des öffentlichen Dienstes
als Arbeitgeber gesteigert“, noch die
„Familienfreundlichkeit der Arbeitsbe-
dingungen“ erhöht werden. Die Anhe-
bung der Pensionsgrenze ist angesichts
der hohen gesundheitlichen Belastun-
gen, des Fehlens von Ersatzarbeitsplät-
zen und des Überwiegens von vorzeiti-
gen Pensionierungen - insbesondere bei
Lehrkräften - nichts anderes als eine
Politik der Pensionskürzungen. Die
Pension mit 67 wird von uns ebenso
wie die Rente mit 67 abgelehnt. 

Unzureichende Kita-Pläne
Es gibt kein klares Plädoyer für den
Ausbau „frühkindlicher Bildung“ son-
dern lediglich eines für „mehr Betreu-
ungsplätze“. Keinesfalls wird es eine
Platzgarantie für alle Kinder geben, de-
ren Eltern es wünschen und für die es
aus unterschiedlichsten Gründen not-
wendig ist. Für die 1-3-jährigen Kinder
(statt für alle unter 3) „alle Anstrengun-

gen zu unternehmen, die entsprechen-
den Plätze bereitzustellen“, ist nicht
ausreichend – schon gar nicht, wenn
man weiß, dass in der letzten Legisla-
turperiode, viele Anträge auf Errichtung
von U-3-Gruppen nicht genehmigt wur-
den.
Statt in die frühkindliche Bildung für
alle Kinder zu investieren, sollen billige
und gering qualifizierte Sozialassisten-
tInnen ausgebildet und zusätzlich zu Er-
zieherInnen eingestellt werden, um die
Lücken zu füllen. Die GEW lehnt die-
ses Vorhaben ab.

Wissenschaft: 
Leben von Lob und Luft
Im Bereich Wissenschaft und For-
schung geht die Koalitonsvereinbarung
bereitwillig von dem andernorts postu-
lierten Grundsatz ab, „den prekären Be-
schäftigungssektor vollständig zurück-
zudrängen“ (S.47). Im Templiner Mani-
fest hat die GEW gemeinsam mit vielen
NachwuchswissenschaftlerInnen die
unzumutbaren, prekären Arbeitsbedin-
gungen in der Wissenschaft kritisiert
und auch in Bremen mehrfach zur Dis-
kussion gestellt. Statt wie die grün-rote
Koalition in Baden-Württemberg kon-
krete Verbesserungen anzustoßen, ver-
spricht die Bremer Koalition aber gera-
de mal, sich bei Befristungen an Recht
und Gesetz zu halten. Das ist zu wenig
angesichts der weiten gesetzlichen Re-
gelungen. Der Öffentliche Dienst ist
nicht Hort der sicheren Beschäftigung
sondern längst Vorreiter in Sachen Be-
fristung von Beschäftigten. Mit externer
Finanzierung werden Löcher gestopft
und das Fehlen einer soliden Grundfi-
nanzierung kaschiert. In diesem Sinne
drohen mit dem eindeutigen Bekenntnis
zur Drittmittelforschung und zur Exzel-
lenzinitiative die prekären Arbeitsbe-
dingungen im wissenschaftlichen Be-
reich zum Dauerzustand zu werden.
Die Einsparungen der vergangenen Jah-
re führten an vielen Stellen zu einer
massiven Belastung der Beschäftigten
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in Wissenschaft, Verwaltung und
Dienstleistung. Der Punkt, bis zu dem
Kürzungen durch das Engagement der
Beschäftigten ausgeglichen werden
können, ist deutlich überschritten. Ne-
gative Auswirkungen auf die Qualität
von Lehre und Forschung sind zu er-
warten, von den belastungsbedingten,
gesundheitlichen Folgen für die Be-
schäftigten ganz zu schweigen.

Gefährdete Zukunft
Der sogenannte Sanierungspfad, die Po-
litik der Haushaltskürzungen, ist bis
2019 geplant. Für die Kinder und Ju-
gendlichen, die jetzt zur Kita und in die
Schule gehen, ist dies die Zeit der Wei-
chenstellungen für ihre Zukunft. 

Wir fordern die Koalition auf, die Per-
sonalversorgung der Schulen und Kitas
so zu verbessern, dass mindestens die
Standards der vergleichbaren Stadtstaa-
ten erreicht werden. Dies ist auch unter
einer Haushaltsnotlage sehr gut be-
gründbar. Darüber hinaus ist die neue
Landesregierung gefordert, nicht nur in
der Koalitionsvereinbarung höhere
Steuereinnahmen zu verlangen, sondern
auch zusammen mit anderen notleiden-
den Ländern und Kommunen verstärkt
in der Tagespolitik für eine bessere Fi-
nanzausstattung zu kämpfen. Wir ver-
weisen hier auf die Vorschläge der Ge-
werkschaften wie das Steuerpolitische
Konzept der GEW.
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Samstag, 17. September 2011 Ort: LV Ev. Kita, Bremen

Der Klassenraum als Bühne	
- Körpersprache-Seminar
Leitung: Zoi Kathrin Güssow

Wie wirke ich vor der Klasse oder in anderen Gruppen? 
Welche Faktoren beeinflussen dabei mein Auftreten?

Kommunikation besteht nicht nur aus Worten. Die Signale, die gleichzeitig von unserem
Körper ausgehen, haben eine große Bedeutung für die Wirkung unseres Auftritts. Durch ge-
meinsame Beobachtungen und viele praktische Übungen lernen wir in diesem Seminar,
Körpersprache zu verstehen und so unsere Anliegen besser deutlich zu machen.

Durch gemeinsame Beobachtungen und viele praktische Übungen lernen wir in diesem Se-
minar, Körpersprache zu verstehen und so unsere Anliegen besser deutlich zu machen.

aus dem Seminarprogramm der GEW:

Freitag, 16. September 2011 10.00 Uhr – 15.00 Uhr    DGB Haus Bremen 

LehrerIn als Menschenrechtsprofession - 
In was für einer Schule wollen wir lehren?
Referent: Matthias Hinderer

Klar ist, der Weg zu einer inklusive(re)n Schule leidet unter mangelnden Ressourcen. Darü-
ber hinaus jedoch ist er häufig mit hohen Selbst- und Fremdansprüchen aufgeladen, die die
LehrerIn in der alltäglichen Praxis vor Dilemmata stellen können.
Ein menschenrechtsorientierter Ansatz kann hier Orientierung bieten und dazu beitragen,
vn solchen Ansprüchen zu entlasten.


